Gemeinde/Stadt . . .
Widerspruch gegen den Kreisumlagebescheid vom ….für das Haushaltsjahr 2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

Die Gemeinde . . . legt hiermit Widerspruch gegen den oben genannten Bescheid ein.
Begründung:
Der Kreisumlagebescheid vom . . . ist rechtswidrig und verletzt die Gemeinde in ihren Rechten.
1.
Gemäß § 25 ThürFAG ist eine Kreisumlage von den kreisangehörigen Gemeinden zu erheben, soweit sonstige Einnahmen, sonstige Erträge oder Einzahlungen eines Landkreises bei sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsführung die Ausgaben nicht decken.
Die Landkreise erhalten Schlüsselzuweisungen für die Erfüllung der Kreisaufgaben. Diese sollen (Umkehrschluß aus § 23 Abs. 1 S. 1 ThürFAG) zur Erfüllung der eigenen und freiwilligen Aufgaben dienen. Für die staatlich übertragenen Aufgaben hingegen erhält der Landkreis einen Mehrbelastungsausgleich gem. § 23 Abs. 1 S. 1 ThürFAG. Dieser Mehrbelastungsausgleich ist nach den Erfahrungen der letzten Jahre nicht auskömmlich, um die Erfüllung der staatlich übertragenen Aufgaben durch den Landkreis zu gewährleisten. Obwohl es nicht Aufgabe der kreisangehörigen Gemeinden ist, mit ihrer Umlage die Aufgabenerfüllung des übertragenen Wirkungskreises der Landkreise zu gewährleisten, so ist es derzeit Realität, daß die Kommunen durch die Kreisumlage zur Finanzierung gerade dieses Aufgabenbereiches herangezogen werden. Dieses wirkt sich daher unmittelbar auf die gemeindlichen Haushalte aus. Den Gemeinden fehlt das Geld für die Erfüllung der eigenen und freiwilligen Aufgaben.
Die Finanzierung der Kreise ist durch das Thüringer Finanzausgleichsgesetz klar geregelt. Die Finanzierung durch das Land hat Vorrang. Erst wenn diese nicht gewährleistet ist, haben die Kreise das Recht mittels Erhebung einer Umlage die Gemeinden zur Mitfinanzierung heranzuziehen.

Kreisumlagen sind sekundäre Deckungsmittel.

Durch die Belastung durch die Kreisumlage wird die Finanzausstattung der Gemeinden durch Schlüsselzuweisungen eklatant geschmälert. Demzufolge verbleibt den Gemeinden vom ursprünglich ermittelten Bedarf an Schlüsselzuweisungen für ihre Aufgaben, je nach eigener Steuerkraft, nur ein gewisser Prozentsatz des ermittelten Bedarfes. Dieser liegt in Thüringen zwischen 40,4 und 60,4 Prozent.
Durch die unzureichende Finanzausstattung werden die Kommunen im Kernbereich des Rechtes auf Selbstverwaltung massiv getroffen. Die Folgen sind für alle sichtbar, Haushaltssicherungen und Instandhaltungsstaus.
Die Kreisumlage wird als sekundäres Finanzmittel nicht mehr zur Deckung eines Finanzbedarf in lediglich geringem Umfang für eigene und freiwillige Aufgaben eingesetzt, sondern soll vielmehr eine viel zu geringen Bedarfsbemessung und Finanzausstattung ausgleichen.

Zudem werden in dem heute bestehenden Finanzausgleichssystem die kleineren Gemeinden, im Verhältnis zu den größeren Gemeinden und den Städten, ungleich höher zur Umlagenfinanzierung herangezogen.

Beispiel Vergleich:  




kleine Gemeinde
große Städte und Gemeinde

Hauptansatzstaffel


100 %


    bis 165 %
So liegt die Hauptansatzstaffel bei kleineren Gemeinden bei 100 Prozent bei größeren Gemeinden und Städten bei bis zu 165 Prozent. Im Rahmen der Erhebung der Kreisumlage wird jedoch jeder Euro Steuerkraft oder Schlüsselzuweisung gleich bemessen.

Würde der Gesetzgeber dieser Realität ins Auges sehen, müßte er davon ausgehen, daß jede Gemeinde von ihrer Umlagekraft (Steuereinnahmen und Schlüsselzuweisungen) ca. 40 % für Kreisaufgaben abgeben muß. Dies müßte er bei der Bemessung der Schlüsselzuweisung für Gemeindeaufgaben berücksichtigen. Dies geschieht jedoch nicht.
2.
Die Finanzausstattung der Gemeinden durch das Land Thüringen ermöglicht die Erfüllung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises nicht. Nach § 23 ThürFAG erhalten die Landkreise als Ausgleich für ihre Mehrbelastungen, die ihnen durch die Wahrnehmung der staatlich übertragenen Aufgaben entstehen, eine pauschale allgemeine Finanzzuweisung je Einwohner. 
Die Wahrnehmung der Aufgaben des Sozialgesetzbuches z.B. sind übertragene Aufgaben, deren Ausführung Bundes- bzw. Landesgesetze regeln. Die Aufwendungen der Landkreise beinhalten u.a. hierbei auf das Vorhalten des fachlich geeigneten Personals sowie allen dazugehörigen Sachkosten (z.B. Arbeitsplatz mit Technik, Verbrauchsmaterialien, Dienstfahrzeug) und anteiligen Gemeinkosten (z.B. Mietkosten, Betriebskosten, Wartungs- und Dienstleistungsverträge).
Der gesetzliche Vollzug der o.g. Bundes- und Landesgesetze verpflichtet die Landkreise die vorgegebenen Leistungen (z.B. Sozialleistungen) auszuzahlen, die Einrichtungen (z.B. der Jugendhilfe) vorzuhalten und die gesetzlichen Betreuungsschlüssel einzuhalten.
Diese gesetzlichen Erfordernisse bei der Erfüllung übertragener Aufgaben werden über die Einwohnerpauschale des Mehrbelastungsausgleiches aus § 23 ThürFAG und im speziellen Fall der Sozialgesetzgebung über die Bedarfsmesszahl des Soziallastenausgleiches nach § 13 ThürFAG finanziert.

Die Datengrundlage bilden bei z.B. beim Soziallastenausgleich Statistiken, die sich auf das vorvergangene Jahr beziehen. Die tatsächlichen und reellen Kosten bleiben unberücksichtigt bzw. werden erst zwei Jahre später ausgeglichen. Kostensteigerungen im laufenden Haushaltsjahr führen zu Fehlbeträgen im Kreishaushalt, die durch die Kreisumlage ausgeglichen werden. Die ständige Erhöhung der Kreisumlage verursacht durch die Erfüllung staatlicher Aufgaben ist u.E. rechtswidrig, da diese Kosten von den Mitgliedern des Kreistages oder den Kommunen nicht beeinflusst werden können, sondern durch übergeordnete Gesetzgebung festgelegt werden und umzusetzen sind. 
Nach der Rechtsprechung, auch des Bundesverwaltungsgerichtes, sind die Kreise gehalten zunächst für eine eigene auskömmliche Finanzausstattung durch das Land zu sorgen, bevor sie zu den sekundären Deckungsmitteln der Kreisumlage greifen. 

3.
Die Thüringer Kommunen sind aufgrund des hohen Investitionsstaus und der ausgabenübersteigenden Verwaltungshaushalte nicht mehr in der Lage diese Kosten zu tragen.
Die anstehende oder laufende  Haushaltssicherung in den Kommunen führt zum konsequenten Abbau aller freiwilligen Leistungen (z.B. Kultureinrichtungen, Freibäder, Museen, Bibliotheken…) und zur notdürftigen Erfüllung der Pflichtaufgaben vor Ort. Die Einnahmen aus der Veräußerung des „Tafelsilbers“ werden zur Finanzierung der laufenden Kosten eingesetzt und stehen in künftigen Jahren nicht mehr zur Verfügung.
Alle Ausgaben, die im Zusammenhang mit den übertragenen staatlichen Aufgaben stehen, müssen auch vom Gesetzgeber getragen werden und können nicht von der unteren Ebene unseres föderalen Aufbaus, den Gemeinden und Städten, verlangt werden. 
Wenn staatliche Aufgaben auf den Landkreis übertragen werden, können die Finanzierungsausgaben kein Bestandteil der Kreisumlage sein!
Der oben genannte Kreisumlagebescheid verletzt die Gemeinde . . . in ihren Rechten auf kommunale Selbstverwaltung und ist unseres Erachtens daher rechtswidrig.
Mit freundlichen Grüßen

…..

Mitglied im Verein Selbstverwaltung für Thüringen e.V.

